
 
VCC-Infobrief I / 2019 

 

 

Voß & Collegen Consultant
- Versicherungsmakler -

1 

1. Bundeskartellamt rüffelt Vergleichsportale 

Online Vergleichsportale erleben in den letzten 

Jahren einen Boom, nicht zuletzt aufgrund 

groß angelegter Werbekampagnen. Ob der 

Vertrauensvorschuss der Verbraucher auch 

gerechtfertigt ist, wird jedoch zunehmend in 

Zweifel gezogen. Seit Oktober 2017 untersucht 

das Bundeskartellamt 36 Anbieter, von denen 

17 auch Versicherungsvergleiche anbieten. 

Nun haben die Beamten ein Konsultationspa-

pier vorgelegt, auf das die Anbieter reagieren 

können, bevor im nächstem Jahr ein Ab-

schlussbericht veröffentlich wird. 

 

 
 

Die vorläufigen Ergebnisse sehen nicht gut für 

die Branche aus, wie Bundeskartellamts-

Präsident Andreas Mundt betont: „Viele Ver-

gleichsinformationen sind zutreffend und seri-

ös. Aber unsere Untersuchung offenbart auch 

eine Anzahl von möglichen Rechtsverstößen. 

(…) So werden bei Versicherungsvergleichen 

zum Teil wichtige Anbieter nicht einbezogen.“ 

Die Marktabdeckung in den Bereichen Haft-

pflicht- und Hausratversicherung betrage bei 

fünf Portalen im Schnitt gerade mal 55 bzw. 56 

Prozent. Damit fehle also fast jeder zweite 

Tarif in den Vergleichs-Rankings, womit kaum 

von einem „umfassenden Marktüberblick“ die 

Rede sein kann. Unter den fehlenden Versiche-

rern finden sich öfters auch Marktgrößen wie 

Allianz, R+V, HDI, Generali oder HUK-

Coburg. Das Bundeskartellamt moniert, dass 

diese eklatanten Lücken von den Vergleichern 

nicht transparent gemacht würden. Das Glei-

che gelte für die Zusammenarbeit mit externen 

Vergleichsanbietern, von denen Daten bezogen 

werden. 

 

2. Pflege wird immer teurer 

Fast dreieinhalb Millionen Menschen in 

Deutschland sind auf Pflegeleistungen ange-

wiesen, bis 2045 soll diese Zahl Prognosen 

zufolge auf rund fünf Millionen anschwellen. 

Die gesetzliche Pflegeversicherung übernimmt 

– als eine Art Teilkasko – bei weitem nicht alle 

anfallenden Kosten, auch wenn dieses von den 

verantwortlichen Politikern nicht selten ver-

schwiegen wird. Und der Eigenanteil, den die 

Pflegebedürftigen oder ihre engen Angehöri-

gen beisteuern müssen, steigt und steigt: 1.830 

Euro monatlich sind, Stand Januar 2019, im 

bundesweiten Durchschnitt für stationäre 

Pflege aus eigener Tasche zu entrichten. Das 

entspricht einer Steigerung um 58 Euro im 

Vergleich zum Vorjahresmonat. 

 

Am teuersten ist die stationäre Pflege in 

Nordrhein-Westfalen, wo im Schnitt 2.252 

Euro zugezahlt werden müssen; Pflegebedürf-

tige in Sachsen-Anhalt müssen dagegen mit 

1.218 Euro am wenigsten aufbringen. Zum 

Vergleich: Die durchschnittliche Rentenhöhe 

liegt in der gesetzlichen Rentenversicherung 

bundesweit bei rund 1.050 Euro. Bei Frauen 

beträgt die Durchschnittsrente sogar nur 685 

Euro! 

 
Trotz dieses Missverhältnisses hat nur jeder 20. 

Erwachsene für den Fall vorgesorgt, einmal 

selbst zum Pflegefall zu werden. Dabei kosten 

entsprechende Versicherungen, gerade wenn 

man in relativ jungen Jahren einsteigt, nur 

wenige Euro im Monat. 

 

3. Kaufkraftverlust im vergangenen Jahr auf 

Rekordniveau 

Wenn die Inflation am Wert des Geldes nagt, 

das Vermögen aber zugleich zinsarm oder gar 
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zinslos aufbewahrt wird, entstehen reale Ver-

luste. So mussten jene Deutschen, die ihr Geld 

auf Sparbüchern & Co. geparkt haben, im Jahr 

2018 einen Kaufkraftverlust von rund 40 Milli-

arden Euro hinnehmen. Das bisherige Rekord-

jahr 2017 (32 Milliarden) wurde damit noch 

einmal deutlich übertroffen. Seit 2011 haben 

die deutschen Sparer auf diese Weise fast  110 

Milliarden Euro eingebüßt. 

 

Grund für die ungute Entwicklung ist die im 

vergangenen Jahr vergleichsweise hohe Infla-

tion von 1,9 Prozent. Ihr steht eine Verzinsung 

von rund 0 Prozent bei Sparbüchern und von 

knapp 0,4 Prozent bei Festgeld gegenüber. Da 

die Deutschen diesen Sparformen in weiten 

Teilen eisern die Treue halten, verzichten sie 

nicht nur auf Milliarden an möglicher Rendite, 

sondern lassen ihr Vermögen kontinuierlich 

durch die Inflation abschmelzen. Das dürfte 

auch noch einige Zeit so weitergehen, denn die 

Zeichen stehen nicht auf eine baldige Zinser-

höhung im Euroraum; sollte sie noch in diesem 

Jahr kommen, dürfte sie nur marginal ausfal-

len. Einem entschiedenen Zinsschritt stehen 

schwächelnde Konjunkturen in Deutschland 

und Italien sowie hohe Staatsschulden in eini-

gen wichtigen Euroländern entgegen. 

 

 
 

Wer das nicht hinnehmen möchte, sollte seine 

Vermögensallokation stärker auf Rendite aus-

richten. Aktieninvestments – auch wenn hier 

zeitweise deutliche Schwankungen zu erken-

nen sind – sind dazu das Mittel der Wahl, da 

sie langfristig hohe Sicherheit mit zumeist 

ordentlichem Wertzuwachs vereinen. Für fach-

lich versierte Informationen zu Ihren Anlage-

entscheidungen im Bereich Aktien empfehle 

ich Ihnen den: 

 

 
 

Hier erwarten Sie kompetente Berater, die ihr 

Handwerk verstehen. 

 

4. Im Zweifel besser die Polizei verständigen 

Eine Autofahrerin war an einem November-

abend im letzten Jahr auf regennasser Fahr-

bahn ins Schleudern gekommen und gegen 

eine Warnbake geschleudert. In der Dunkel-

heit stellte sie lediglich einen leichten Schaden 

an ihrem Außenspiegel fest. Die Polizei hinzu-

zuziehen hielt sie deshalb nicht für nötig – und 

fuhr nach Hause. Erst am nächsten Tag be-

merkte sie Kratzer an ihrem Fahrzeug und 

erstattete eine polizeiliche Meldung. Ein Sach-

verständiger taxierte daraufhin den Schaden 

auf 10.400 Euro. 

 

Zwar hatte die Fahrerin eine Vollkaskoversi-

cherung abgeschlossen, doch der Versicherer 

warf ihr unerlaubtes Entfernen vom Unfallort 

vor. So habe beispielsweise ihre Fahrtüchtig-

keit nicht amtlich festgestellt werden können. 

Damit liege eine vorsätzliche Obliegenheits-

verletzung vor, die den Versicherer von seiner 

Leistungspflicht entbinde. Dieser Auffassung 

folgten auch das Landgericht Kleve und im 

Berufungsverfahren das Oberlandesgericht 

Düsseldorf. Sie sahen die Fahrerin zudem we-

gen einer möglichen Beschädigung der 

Warnbake in der Pflicht, die Polizei zu rufen. 

Den Fahrzeugschaden muss die Verunfallte 

nun aus eigener Tasche bezahlen. 

 

5. Großer Unterschied zwischen Rentnern 

und Pensionären 

Wenn es um die Themen Ruhestandsversor-

gung und Altersarmut geht, wird meist pau-

schal von Rentnern und Pensionären gespro-

chen. Dass diese beiden Gruppen jedoch wirt-

https://top-invest.de/
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schaftlich nicht viel gemein haben, zeigt eine 

Sonderauswertung des Mikrozensus. Für diese 

Datensammlung werden vom Statistischen 

Bundesamt regelmäßig an die 400.000 Haus-

halte zu verschiedenen Lebensaspekten be-

fragt. 

 
Betrachtet man Ruhestandshaushalte insge-

samt, liegt die Armutsgefährdungsquote bei 16 

Prozent. Dieser Wert entspricht in etwa dem 

der Gesamtbevölkerung. Während aber Rent-

ner ein fast 20-prozentiges Altersarmutsrisiko 

haben, kommen die Beamten im Ruhestand 

auf weniger als 1 Prozent. Damit hat sich die 

Gefährdung der Rentner seit 2007 deutlich 

erhöht, denn damals lag das statistische Risiko 

bei 14 Prozent. Pensionäre hingegen können 

sich seit eh und je auf ihren Dienstherrn ver-

lassen.  

 

In dieser Diskrepanz zeigt sich, dass in der 

freien Wirtschaft tätige Arbeitnehmer – und 

Selbständige sowieso - ihren Lebensabend 

vorrausschauend planen sollten. Ohne private 

Vorsorge lässt sich der Lebensstandard in Zu-

kunft nach Renteneintritt kaum noch halten. 

 

 

Für Rückfragen zu den genannten Themenbereichen stehe ich Ihnen selbstverständlich gern zur Ver-

fügung und freue mich über Ihren Rückruf. Wenn Sie die Informationen zukünftig nicht mehr erhalten 

möchten, so geben Sie mir einfach einen Hinweis unter Kontakt. 

 

Viele Grüße aus Langwedel 

 

Ihr 
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